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typmerung kann sich also auf eine Stufenbildung des 
Schwärzungsgrades beschränken, wobei ein zusätzlicher 
Vorteil dadurch gegeben ist, daß der Schwärzungsgrad 
auch errechnet werden kann, so daß die abschließende Be­
arbeitung auch an Hand absoluten Zahlenmaterials mög­
lich ist. 

Ein „Aber" muß leider erwähnt werden: Es ist zu be­
rücksichtigen, daß der gleiche Schwärzungsgrad durch un­
terschiedliche Merkmaikombinationen mit unterschiedli­
cher Erfüllung der Einzelmerkmale erreicht werden kann. 
Dieses Problem sowie die Überprüfung der Gewichtung der 
Einzelmerkmale kann sehr gut durch die graphische Dar­
stellung gelöst werden: 

Einige Extremtypen sind aus dem Sachgebiet her immer 
bekannt (z.B. Industriegemeinde, reine Agrar- und Frem­
denverkehrsgemeinde). Zwischen diesen bekannten Extre­
men muß im Normalfall ein Übergangsbereich, in dem sich 
die Schwärzung in nur kleinen Stufen ändert, erkennbar 
sein. Aus der Lage des Feldes zwischen benachbarten Extre­
men kann die Richtigkeit der Gewichtung der Einzelmerk­
male bestätigt werden. Bei gleichem Schwärzungsgrad 
mehrerer Felder kann aus der Art der benachbarten Ex-

tremtypen auf den (Mischungs-)Typ der vorliegenden 
Merkmaikombination rückgeschlossen werden (vgl. verein­
fachtes Beispiel in Abb. 3). Eine weitere Hilfe für diesen 
Fall wird die Untersuchung nach nur wenigen Merkmai­
kombinationen sein, wie sie unter b der Auswertungsmög­
lichkeiten angegeben wurde. 

Als Zusammenfassung seien die erforderlichen Schritte 
noch einmal aufgeführt: 

a) Gewichtung der Merkmale an Hand einer Gewichtungs­
skala. 

b) Abbildung der zu typisierenden Objekte auf Flächen 
einschließlich einer Vorschrift, absolute Zahlen in den 
,,Erfüllungsgrad eines Merkmales" umzurechnen. 

c) Automatische Auswertung sowohl graphisch als auch 
mathematisch. 

Das dritte der vorgeschlagenen Verfahren scheint das 
mit den größten Erfolgsaussichten zu sein. Leider kann 
über den wünschenswerten Vergleich der drei Vorschläge 
noch nichts ausgesagt werden, da die praktische Erfahrung 
auf diesem interessanten Gebiet der EDV-Anwendung noch 
sehr gering ist. 

WULF DAMKOWSKI 

Raumplanung über Ländergrenzen - Chance oder Illusion? 

Das Beispiel des Ballungsraumes Hamburg 

1. 

Im Hamburger Umland sind im wesentlichen zwei Räu­
me zu unterscheiden: das eigentliche Stadt-Umland und 
der größere Wirtschaftsraum Hamburg. Die Abgrenzung 
beider Räume ist schwierig. Unter Zugrundelegung der Kri­
terien Berufspendler, Einkaufsgewohnheiten und Verkehrs­
verbindungen läßt sich die ungefähre Umlandgrenze durch 
Städte wie Wedel, Elmshorn, Kaltenkirchen, Bad Oldesloe, 
Schwarzenbek und Geesthacht kennzeichnen. Dieser Pla­
nungsraum liegt auch dem „Entwicklungsmodell für Ham­
burg und sein Umland" 1 zugrunde, das zu den genannten 
Gemeinden von Hamburg ausgehende Entwicklungsachsen 

1 Vgl. hierzu: Für Hamburgs Zukunft. Das Entwicklungsmodell 
für Hamburg und sein Umland. Hrsg.: Senat der Freien und 
Hansestadt Hamburg - Staatliche Pressestelle. - Hamburg 1969. 
= Berichte und Dokumente aus der Freien und Hansestadt 
Hamburg, Nr. 186. 
Krüger, Till: Das Entwicklungsmodell für Hamburg und sein 
Umland. In: Der Städtetag. 24. Jg. (1971) H. 6. S. 320/f. 
Ebert, Klaus-Dieter; Edmund Schmidt-Eichberg; Uli Zech: Das 
Entwicklungsmodell für Hamburg und sein Umland. In: Bau­
welt. 60. Jg. (1969) Nr. 38/39 (Stadtbauwelc 23) S. 206-211. 
Vgl. allgemein zu den Hamburger-Umland-Problemen: Probleme 
des nördlichen Hamburger Umlandes. In: Bauwircschaftliche In­
formationen. (1969) H. 11. S. 3, 4. 
Jochimsen, Reimut; Peter Knobloch; Peter Treuner : Gebietsre­
form und regionale Strukturpolitik. Das Beispiel Schleswig­
Holstein . - Opladen 1971. = Analysen, Veröffentlichungen der 

und Unterachsen vorsieht und die Achsenzwischenräume 
als Naherholungsgebiete versteht. 

Dagegen hat der Wirtschaftsraum Hamburg eine grö­
ßere Ausdehnung; er wird in Schleswig-Holstein etwa 
durch Städte wie Brunsbüttelkoog, Neumünster und Lü­
beck sowie durch die Zonengrenze markiert2• Eine zusätz­
liche, über das Stadt-Umland-Problem hinausreichende 
Schwierigkeit entsteht dadurch, daß sich der Hamburger 
Umland- und Wirtschaftsraum sowie andere bis hin nach 
Cuxhaven und Bremerhaven reichende Wirtschaftsräume 
überschneiden. Diese sich überlappenden Räume lassen sich 
als sog. Umerelbe-Region zusammenfassen3• 

Hochschule für Wirtschaft und Politik Hamburg, Bd. 8. 
s. 74ff. 
Raumordnung an der Niederelbe. Methoden und Ziele. Hrsg. vom 
Ministerpräsidenten des Landes Schleswig-Holstein, Staatskanz­
lei - und der Freien und Hansestadt Hamburg, Senatskanzlei -
und dem Niedersächsichen Ministerium des Innern. - Kiel 1968. 
= Schriften der Landesplanung Niedersachsen, Nr. 33. Insbes. 
s. 29ff., s. 79ff. 
Regionalplanungsraum I des Landes Schleswig-Holstein. Hrsg.: 
Arbeitsgemeinschaft der Hamburg-Randkreise. -1968. 
2 Nach Otremba; hierzu auch Kern, Helmuth: Ein Modell für 
die wirtschaftliche Entwicklung der Region Unterelbe. - Ham­
burg o.J. (1970). = Schriftenreihe der Behörde für Wirtschaft 
und Verkehr der Freien und Hansestadt Hamburg, Nr. 9. S. 5, 
6. 
3 Vgl. Kern, Helmuth, a.a.O. 
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2. 

Die Problematik des Hamburger Umlands liegt vor al­
lem in seiner engen Verflechtung mit der Kernstadt Ham­
burg. Eine für das Verhältnis Hamburgs zu seinem Umland 
wesentliche Frage ist die der Gestaltung der Verkehrsbezie­
hungen. Hier spielt der tägliche Pendlerstrom aus den 
Hamburger Randgebieten und dem weiteren Umland in 
die City der Kernstadt eine wichtige Rolle. 

Ihren Ausgangspunkt hat die Pendlerfrage als Verkehrs­
problem in dem starken Anwachsen der Bevölkerung in 
den vier Randkreisen während der letzten zwanzig Jahre. 
In dieser Zeit nahm die Bevölkerung in den Kreisen Pinne­
berg, Hzgt. Lauenburg, Stormarn und Segeberg um ca. 900/o 
zu4• In demselben Maße stieg die Zahl der von den Rand­
kreisen nach Hamburg pendelnden Arbeitnehmer zwischen 
1939 und 1960 von 16 500 auf 71 4004 • Das sind fast 100/o 
aller in Hamburg Beschäftigten5• In vielen Randgemeinden 
ist die Zahl der Pendler auf 750/o, in Glashütte z. B. auf 
890/o der Berufstätigen angewachsen6• 

Hohe Pendlerzahlen ziehen für die Randgemeinden und 
die Kernstadt erhebliche Belastungen auf dem Verkehrs­
sektor nach sich. Sie erfordern eine Vielzahl neuer Ver­
kehrseinrichtungen wie Schnellbahnen, Straßen, Parkplät­
ze Omnibusbahnhöfe an den Endpunkten der Vorortbah­
ne,n, die zu Umsteigestationen von Bus oder Einzelfahrzeug 
~eworden sind. . . 

Die Verwirklichung solcher Maßnahmen 1st allerdmgs 
nicht geeignet, die Pendlerzahlen zu verkleinern; im Ge­
g,enteil besteht sogar die Möglichkeit, daß sie sich we~en der 
zunehmenden Attraktivität des Verkehrssystems weiter er­
höhen werden. 

Zu bedenken ist auch, daß bei dem Ausbau eines jeden 
Personenverkehrssystems gerade die entfernteren Fahr­
strecken hinsichtlich Bau und Unterhaltung teurer werden. 
Das hat wiederum zur Folge, daß die Masse der Kurz­
streckenfahrer, damit die Preise für längere Strecken trag­
bar bleiben, überhöhte Tarif.e zahl,en muß7• Dieses unge­
rechte Ergebnis kann nur vermieden werden, wenn 1:1an 
sich entschließt, bei der Festsetzung von Verkehrstanfen 

• Raum und Ordnung. Probleme der Raumordnung in der Bun­
desrepublik Deutschland. (Mit Beiträgen von Werner Ernst und 
Erich Dittrich.) Hrsg. vom Bundesminister für Wohnun&swese_':, 
Städtebau und Raumordnung (in Zsarb. mit dem Insmut fur 
Raumordnung in der Bundesanstalt für Landeskunde u~d Raum­
ordnung.) - Bad Godesberg 1963. S. 22. V_gl._ auch Keil, Georg: 
Probleme der Stadtumlandplanung am ~e1sp1el d~r Zusammen­
arbeit zwischen Hamburg und Schlesw1g-Holstem. S. 157-1?8 
in: Die Stadt und ihre Region. - Stuttgart 1962. = Neue Schrif­
ten des Deutschen Städtetages, H . 8. S. 159. 
5 Speckter, Hans: Entwicklungsziele der Landesplanung im 
Wirtschaftsraum Hamburg. In: Neues Hamburg. Das neue Ge­
sicht der Stadt. - Hamburg 1961. = Neues H amburg, Nr. 14. 
s. 77, 78. 
6 Sonderprobleme im Hamburger Randgebiet. Denkschrift 1er 
Kreise Pinneberg, Segeberg, Stormarn, Hzgt. Lauenburg. - Pm­
neberg 1958. S. 6. 
1 Speckter, Hans , a.a.O.; Entschließungen des Gemeinsame_n 
Landesplanungsrates Hamburg/Schleswig-Holstein i_n . der '.?:e!t 
vom 5. April 1956 bis 12. Januar 19?2· Hrsg. vom M1:11sterpras1-
denten des Landes Schlesw1g-Holstem - Landeskan2;le1 - Land~s­
planungsbehörde. - Kiel 1963. = Landesplanung m Schlesw1g­
Holstein, H. 3. S. 24. 

von betriebswirtschaftlichen Überlegungen Abstand zu 
nehmen und das noch herrschende Kostendeckungsprinzip 
aufzugeben. Fraglich erscheint aber, ob eine solche Maß­
nahme gerade unter dem Gesichtspunkt der Begrenzung 
der Pendlerzahlen sinnvoll ist; denn die Subventionierung 
der längeren Fahrstrecken würde dann wegen der verbil­
ligten Tarife gerade einen Anreiz für das „In-die-Stadt­
Pendeln" bieten. Dem stünde allerdings als möglicher Vor­
teil einer solchen Maßnahme die Entlastung des Indivi­
dualverkehrs gegenüber. Es ist demnach festzustellen, daß 
eine Einschränkung der Pendlerbewegung unter Berück­
sichtigung sowohl des Massen- als auch des Individualver­
kehrs durch verkehrspolitische Maßnahmen kaum erreich­
bar ist. 

Große Aufgaben stellen sich für die Gemeinden des 
Hamburger Umlandes auf dem Gebiet des Wohnungsbaus 
mit seinen Folgeeinrichtungen wie auch im Bereich der Er­
schließung von Gewerbeflächen und der Ansiedlung von 
Industri,ebetrieben. Maßnahmen auf diesen beiden Gebieten 
sind weitgehend voneinander abhängig und müssen, weil 
sie erheblichen Einfluß auf die Gemeindestruktur haben 
können, als Einheit gesehen werden. 

Die Notwendigkeit, den Bau von Wohnungen und Fol­
geeinrichtungen zu intensivieren, ergibt sich für die Ge­
meinden aufgrund ihrer ständig wachsenden Bevölkerung. 
Dieser verstärkte Wohnungsbau hat in den Umlandgemein­
den soziologisch-strukturelle Probleme aufgeworfen inso­
fern, als die neugebauten Wohnungen überwiegend von 
ehemaligen Hamburger Bürgern bezogen wurden, die ihren 
alten Arbeitsplatz in der Kernstadt behalten haben8• Der 
Grund für diese Umsiedlungsbewegung ist der in Hamburg 
noch nicht voll befriedigte Wohnraumbedarf und der 
Wunsch nach einer naturv-erbundenen Wohnform. Hier­
durch laufen die Umlandgemeinden Gefahr, allmählich 
den Charakter von reinen Wohngemeinden anzunehmen. 
Reine Wohngemeinden aber, die sogenannten Schlafstädte, 
sind aus verschiedenen Gründen problematisch: 

Durch sie werden die Pendlerströme verstärkt; denn die 
Neubürger der Umlandgemeinden geben in den wenig­
sten Fällen wegen des in den Gemeinden herrschenden 
Arbeitsplatzmangels ihren alten Arbeitsplatz in der 
Kernstadt auf. 
Die soziologische Struktur der Wohngemeinde ist einsei­
tig und krisenanfällig. Wegen ihrer sozialen Undifferen­
ziertheit und der nur schwachen Bindung der Neubürger 
an die Gemeinde wird die Erfüllung der Selbstverwal­
tungsaufgaben in der Gemeinde •erschwert9• 

Wohngemeinden entstehen erfahrungsgemäß in Erho­
lungslandschaften, die dann durch die Großstadtbevöl­
kerung nur noch wenig genutzt werden können. 

a Haarmann , Wennemar: Gemeinsame Landesplanung Ham­
burg/Schleswig-Holstein. In: Dt. Verwaltungsblatt. 81. J g. (1966) 
Nr. 8, S. 292, 296. 
9 Haarmann, Wennemar , a.a.O.; Keil, ~eorg:_ Rau_mordnung 
zwischen Hamburg und Schleswig-Holstein. Em Beitrag zum 
Stadt-Umland-Problem. In: Raumforschung und Raumordnung. 
17. Jg. (1959) H. 1. S. 1, 3. 



1972 Heft 6 Damkowski: Raumplanung über Ländergrenzen - Chance oder Illusion? 265 

Wohngemeinden sind wegen des geltenden Steuersystems 
auf längere Sicht nicht lebensfähig. 
Um diesen Gefahren im Hamburger Umland wenigstens 

teilweise entg-egentreten zu können, stellen sich für die Ge­
meinden fol g-ende Aufgaben: 

1. Bei günstigen Standortvoraussetzungen müssen schon 
vorhandene gewerbliche Ansätze weiterentwickelt oder 
neue Gewerbebetriebe angesiedelt werden. Eine solche 
Maßnahme ermöglicht eine Stärkung der Finanzkraft 
der Umlandgemeinden, die Schaffung von Arbeitsplät­
zen für die Neubürger der Gemeinde, eine Dämpfung 
der Pendlerentwicklung sowie eine stärkere Bindung des 
Neubürgers an seine Wohngemeinde. 

2. Wo keine günstigen Standortbedingungen für eine Ge­
werbeanlagerung vorhanden sind, ist eine Beschränkung 
der Bauflächen in den Aufbauplänen als letztes Mittel 
erforderlich. 

3. Im Einklang mit diesen Maßnahmen müßte der Teil der 
Hamburg-er Wirtschaftspolitik, der eine erhebliche Er­
weiterung des Industriepotentials in Hamburg vor­
sieht10, noch stärker mit .einer zu intensivierenden ge­
samträumlichen Wirtschaftsförderung koordiniert wer­
den, um auf diese Weise u. a. die Entwicklung der Pend­
lerzahlen zu bremsen. Diese notwendige, weit in den 
Wirtschaftsraum hineinreichende Gewerbeansiedlung 
sollte im Interesse einer aus~ewogenen Wirtschaftsent­
wi•cklung der Region durch gestaffelte Anreize, die mit 
zunehmender Entfernung von der Kernstadt stärker 
werden, gezielt gefördert werden. 

3. 

Um alle notwendigen Maßnahmen durchführen und die 
genannten Probleme lösen zu können, wäre eine ungeheure 
Finanzkraft der Umlandgemeinden erforderlich. Diese ist 
jedoch nicht vorhanden. 

Wichtigste Steuerquelle der Gemeinden dürfte auch nach 
der Gemeindefinanzreform von 1969 die Gewerbesteuer 
bleiben11 • Soweit diese aus dem örtlichen Handels- und 
Versorgungsgewerbe gezogen wird, ist si~ bei den Randge­
meinden niedriger als bei den übrigen Gemeinden, da ein 
großer Teil des verdienten Einkommens in Hamburg umge­
setzt wird und daher als Grundlage für das Geschäftsleben 
in den Randgemeinden ausfällt. Auch die Gewerbesteuer­
einnahmen aus industriellem Gewerbe sind, wenn es sich 
um eine l'eine Wohngemeinde handelt, unerheblich. Eine ge­
wisse Entschädigung kann hier die 140/oige Beteiligung der 
Gemeinden an der Einkommensteuer sowie der Anteil an 
der Mineralölsteuer nach dem Gemeindefinanzreform-

10 Leitlinien der Hamburger Wirtschaftspolitik. Hrsg. vom Senat 
der Freien und H ansestadt Hamburg, Staatliche Presses telle. -
Hamburg 1965. S. 18. 
11 Klein, Hans Günter: Zur Finanzlage der Kreise und Gemein­
den. In: Der Landkreis. 41 Jg. (1971) S. 92; Mäding, Erbard: Das 
Stadt-Land-Problem und die Verwaltung. In: Studium Generale. 
16. Jg. (1963) s. 659, 669, 670. 

gesetz12 bieten; demgegenüber ste'ht allerdings - auch auf­
grund der Gemeindefinanzreform - die Abführung der 
400/oigen Gewerbesteuerumlage. Wenn auch die Finanzre­
form den Gemeinden per Saldo eine gewisse Erleichterung 
gebracht hat, so kann auch die gegenwärtige kommunale 
Finanzsituation unter Berücksichtigung der stark zuneh­
menden Gemeindeaufgaben nicht befriedigen. Als ange­
messene Lösung zur Beseitigung der weiterhin bestehenden 
Finanznot der Gemeinden, insbesondere der Umland-Ge­
meinden, erscheint eine planvolle Gewerbeansiedlung zur 
Erschließung primären Steueraufkommens und eine Vertei­
lung der Folgekosten zwischen Kernstadt und Umland bei 
größer-en Umsiedlungen von Hamburg in das Umland er­
forderlich. Beide Maßnahmen müssen auf der Basis koordi­
nierender Zusammenarbeit zwischen Hamburg, Schleswig­
Holstein und der betroffenen Umland-Gemeinde erfolgen. 
Darüber hinaus wird generell im Hinblick auf die kommu­
nale Finanzlage zu fordern sein, daß die begonnene Ge­
meindefinanzreform etwa in der Weise weiterentwickelt 
wird, daß die Kommunen noch mehr als bisher an Steuern 
des Bundes (Einkommen- und Mineralölsteuer) beteiligt 
werden13. Auf diese Weise dürfte sich eine Erhöhung der 
allgemeinen Steuerlastquote kaum vermeiden lassen, was 
im übrigen angesichts der immer stärker,en staatlichen Vor­
sorge für den Bürger auch gerechtfertigt erscheint13• 

4. 

Um zu einer sachgerechten Lösung der dargestellten 
Umlandprobleme zu kommen, ist -eine vorausschauende 
Gesamtplanung für Hamburg und sein Umland notwendig. 
Diese stößt aber auf Schwierigkeiten, weil im Raume 
Hamburg die politischen und die wirtschaftlichen Grenzen 
divergieren. Für die Beseitigung solcher Schwierigkeiten 
bieten sich zwei Möglichkeiten an: entweder können die 
wirtschaftlichen und politischen Grenzen vereinheitlicht 
werden, oder •es müssen Koordrnierungsinstrumente ent­
wickelt werden, die die Problemräume und die regionalen 
Zuständigkeitsbereiche auf.einander abstimmen. Im Ham­
burger Raum hat man sich vorerst für die letztere Lösung 
entschieden. Das hat zur Entstehung des Gemeinsamen 
Landesplanungsrates Hamburg/Schleswig-Holstein sowie 
neuerdings zur Schaffung der Norddeutschen Ministerprä­
sidentenkonferenz und des Norddeutschen Parlamentsrates 
geführt. über die beiden letzteren Gremien lassen sich noch 
keine abschließenden Erfahrungen mitteilen14, wenn auch 
der Start gerade des Norddeutschen Parlamentsrates alles 
andere als ermutigend war. 

12 Elsner, Hermann; Manfred Schüler: Das Gemeindefinanzrc­
formgesetz. Einführung in die Gemeindefinanzreform und Erläu­
terungen zum Gemeindefinanzreformgesetz. - Hannover 1970. 
s. 69. 
13 Klein, Hans Günter, a.a.O.; hierzu auch Thieme, Werner: Ver­
waltungslehre. - Köln 1967. § 43, Rdnr. 457. 
14 Vgl.: Bericht des Ausschusses für Stadtentwicklung und Flä­
chennutzung der H amburgischen Bürgerschaft vom 4. 3. 1971, 
Drucksache VIl/1031. 
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Die Arbeitsmethode des Gemeinsamen Landesplanungs­
rates sieht folgendermaßen aus15 : 

In seinen Unterausschüssen werden zu Einzelfragen un­
ter Berücksichtigung der Gesamtkonzeption Lösungsvor­
schläge ausgearbeitet, die nach Beratung im Hauptaus­
schuß und nach Anhörung der ortsbeteiligten Stellen dem 
Plenum des Rates zum Beschluß vorgelegt werden. Die so 
zustandegekommenen Entschließungen des Plenums wer­
d~n ~en beiden Regi~rungen zugeleitet, wo die Regierungs­
mitglieder des Gememsamen Landesplanungsrates für ihre 
Verwirklichung sorgen sollen. 

Die planerische Konzeption des Gemeinsamen Landes­
planungsrates für die Lösung der Umlandprobleme im Ham­
burger Raum geht von mehreren Grundentscheidungen 
aus: 

- Die ohne planerische Lenkung zu erwartende bauliche 
Verdichtung im engeren Peripherieraum Hamburgs wird 
für unzweckmäßig gehalten. 

- Durch Integration von Kernstadt und Umland ist der 
erweiterte Wirtschaftsraum einheitlich zu entwickeln. 

- Lösungsversuche durch großflächige Eingemeindungen 
sollen nicht in Betracht gezogen werden. 

- Die Entstehung von überwiegenden Wohngemeinden im 
Umland soll vermieden und gleichzeitig das Arbeits­
platzangebot in diesen Gemeinden vergrößert werden. 

Ausgehend von diesen Grundentscheidungen, wird eine 
Entwicklungslenkung in die Tiefe des Raumes entlan<> der 
schon erwähnten Achsen angestrebt, deren Rückgrat" vor­
handene leistungs- oder ausbaufähige Verkehrslinien sind. 
Dabei wird den in den Achsenendpunkten gelegenen Städ­
ten besondere Bedeutung beigemessen. In di,esen Gemeinden 
soll die Wirtschaftsentwicklung besonders intensiviert und 
die Einwohnerdichte vergrößert werden, so daß hier Tra­
bantenstädte mit einem Eigengewicht gegenüber der Kern­
stadt entstehen. Durch Schnellbahnlinien in die Achsenend­
purtkte soll die Tiefenwirkung verstärkt werden. Aufgrund 
dieser Planung soll zwischen den einzelnen Endpunkten 
und der Kernstadt ein polares Verhältnis entstehen mit 
dem Ziel, die Verkehrsbeziehungen nicht einseitig auf die 
Kernstadt zu ordnen, sondern in den Achsenräumen einen 
Verkehrsstrom in beiden Richtungen zu fördern. Aus die­
sem Grunde sollen die übrigen Achsengemeinden auch 
nicht erheblich gefördert und nicht über das normale Maß 
hinaus entwickelt werden 16. 

Die zwischen den Achsen liegenden Räume sollen be­
wußt als Naherholungsgebiete für die Kernstadtbevölke­
rung und die Bevölkerung der Achsenräume reserviert blei­
ben. 

15 Speckter, Hans: Organisation und Methoden der Zusammen­
arbeit .im Gemeinsamen Landesplanungsrat Hamburg/Schleswig­
Holstem. In: Raumforschung und Raumordnung. 17. Jg. (1959) 
H. 1. S. 25. 
16 Speckter, Hans: Raumplanun gen im Hamburger Umland. In· 
Der Städtetag. 18. J g. (1965) Nr. 7, S. 337, 338. · 

5. 

. Wie steht es nun mit der Verwirklichung dieser Konzep­
tion für H amburg und sein Umland? 

Die wesentlichste Methode der Planverwirklichung be­
steht in der finanziellen Förderung plangemäßer Objekte 
durch den Gemeinsamen Landesplanungsrat. Hierfür ist 
1960 ein Förderungsfonds eingerichtet worden, aus dem 
Mittel zur Verbesserung solcher kommunaler Einrichtun­
gen zur Verfügung gestellt werden, die ohne Zuschüsse 
nicht durchg,eführt würden. Insbesondere werden Maßnah­
men auf dem Geb~et des Verkehrs, der Ver- und Entsor­
gung, der Baulandbeschaffung, der Erschließung und der 
kulturellen Einrichtungen gefördert. Hierbei fließt gemäß 
~er .Achsenkonzeption der größere Teil der Mittel (520/o) 
m die Achsenendgemeindent7. 

Zu fragen ist aHerdings, ob diese Methode, die Planungs­
implementierung mittelbar durch finanzielle Anreize zu er­
reichen, ein hinreichendes Instrumentarium bietet. 

.Allgem~in gilt für den gesamten Umlandraum folgendes: 
Die Entwicklung ist hier insoweit gemäß der Planvorstel­
lung verlaufen, als diejenigen zentralen One in den Ach­
s~nräumen, die n~ue Arbeitsplätze zur Verfügung stellen, 
eme starke Anziehungskraft ausgeübt haben 18. Daher 
wohnten 1964 bereits 430/o der Umlandbewohner in Städ­
ten mit über 10 000 Einwohnern, während es in der Vor­
kriegszeit nur 160/o waren. Weiter ist folgendes bemerkens­
wert: Zwar stieg von 1960 bis 1963 die Zahl der Auspend­
ler nach Hamburg von 71 366 auf 77 666, aber gleichzeitig 
erhöhte sich auch die Zahl der Einpendler von Hamburg 
nach Schleswig-Holstein von 2348 auf 3307. Hinzu kommt, 
daß von 1961 bis 1964 in den Randkreisen 117 Betriebs­
neuansiedlungen, davon 9 in den Achsenendpunkten, zu 
verzeichnen waren. 

Abgesehen von diesen positiven Entwicklungen, bestehen 
allerdings einige Zweifel an den Möglichkeiten der Plan­
implementierung des Gemeinsamen Landesplanungsrates. 
Entwicklungen tatsächlicher Art, die durchaus nicht im 
Sinne der Gesamtkonzeption erfolgen, deuten an, daß diese 
Möglichkeiten doch sehr beschränkt sind. Als Beispiel ist 
etwa die Achse nach Kaltenkirchen zu nennen, bei der sich 
der Achsenendpunkt nicht erwähnenswert weiterent­
wickelt hat19, während sich in den unmittelbaren Ham­
burg-Randgemeinden eine nicht angestrebte Ballung erge­
ben hat. Nicht zu verkennen ist auch, daß es die Plan­
implementierung durch mittelbare finanzielle Anreize nicht 
hat verhindern können, daß eine Reihe von Gemeinden 
unplanmäßige Projekte verwirklicht und sich insbesondere 
durch Ansiedlung planwidriger Industrien in der Nähe der 
Landesgrenz,e neue Steuermittel erschlossen hat20 • Hier läßt 

17 Keil, Georg: Probleme, a.a.O. 
18 Mat'.i, Werner: Raumanalyse des Hamburger Umlandes im 
Umkreis von 40 km. S. 5-64 in: H amburg in Zahlen. (1965) Son­
derh. 1. S. 15. 
19 Vgl. bereits die Entschließung des Gemeinsamen Landespla­
nungsrates vom 12. 1. 1962 in: Entschließungen des Gemeinsa­
me_n Landesplai:iungsrates Hamburg/Schleswig-Holstein in der 
Zeit vom 5. Apnl 1956 bis 12. Januar 1962, a.a.O., S. 36. 
20 Bericht über di~ Arbeit ~es Gemeinsamen Landesplanungsrates 
Hamburg/Schlesw1g-Holste1n und der Gemeinsamen Landespla-
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sich möglicherweise einige Abhilfe durch die schon anfangs 
erwähnte Staffelung der finanziellen Anreize schaffen. Es 
ist denkbar, daß auf diese Weise eine stärker in den Wirt­
schaftsraum hineinreichende Industrieansiedlung gewähr­
leistet werden kann. 

Auch in anderer Hinsicht erscheinen einige Fragezeichen 
hinter der Arbeit und Konzeption des Gemeinsamen Lan­
desplanungsrat-es angebracht: Immer stärker tritt zwischen 
Schleswig-Holstein und Hamburg ein Interessengegensatz 
dadurch zu Tage, daß einerseits durch die gemeinsame Pla­
nung die Abwanderung Hamburger Betriebe in das Um­
land begünstig wird, andererseits aber Hamburg bemüht 
ist, sein eigenes Industriepotential zu erweitern21 • Deshalb 
wird es für beide Länder darauf ankommen, vor allem die 
bisher außerhalb des Wirtschaftsraumes Hamburg liegende 
Industrie für das Hamburger Umland zu gewinnen. 

In der schleswig-ho'lsteinischen Landesplanung scheint es 
gewisse Interessengegensätze zwischen den Förderungspro­
grammen für die nördlichen und westlichen Landesteile22 

und für das Hamburger Umland zu geben. Das hat sich für 
die Arbeit im Rat nicht immer fruchtbar ausgewirkt. 

Eine andere Schwäche der Achsenkonzeption liegt in ih­
rer Fiktion, daß als Arbeitskräfte für die Industrien in den 
Achsenendpunkten die heutigen Fernpendler in größerem 
Umfange mobilisiert werden könnten. Diese Fiktion ist 
fragwürdig, weil die Fernpendler häufig qualifizierte Ar­
beitskräfte sind, die in der Wohngemeinde keine angemes­
sene Arbeit finden würden, oder auch ältere Leute, die per­
sönliche oder materielle Bindungen an den städtischen Be­
trieb haben23 • 

Schließlich ist es zwischen Hamburg und Schleswig­
Holstein eine ungeklärte konzeptionelle Streitfrage, ob die 
Entwicklungsachsen über ihre Endpunkte hinaus in den 
Wirtschaftsraum Hamburg - so die Hamburger Vorstellun­
gen - verlängert werden sollten24 • 

6. 

Abschließend soll kurz die Frage nach alternativen Kon­
zepten für die Lösung der Hamburger Umland-Probleme 
angesprochen werden. 

In zunehmendem Maße werden Stimmen laut25, die Ein-

nungsarbeit H amburg/Niedersachsen für den Zeitraum 
1960-1964. (Hrsg.: Freie und Hansestadt Hamburg). Senat. -
Hamburg 1964. = Mitteilungen des Senats an die Bürgerschaft, 
Nr. 128. 
21 Prognos-Gutachten. In: Die Gemeinde. (1966) S. 278; Leitli­
nien der Hamburger Wirtschaftspolitik. Hrsg. vom Senat der 
Freien und Hansestadt Hamburg, Staatliche Pressestelle. - Ham­
burg 1965. S. 8; Die Welt vom 24.12.1966, S. 13. 
22 Vgl.: 20 Beiträge auf Gemeinschaftskurs im Programm Nord. 
(Hrsg.:) Claus Bielfeldt. - Kiel 1965. 
23 Voß , Fritz: Industrie aufs Land? S. 105- 114 in: Raumord­
nung, Landesplanung, Städtebau. Referate und Diskussionen eines 
Fachseminars des Deutschen Industrie- und Handelstages, veran­
staltet vom 7. bis 9. Juni 1961 in Münster. Hrsg. vom Deutschen 
Industrie- und Handelstag. - Bonn 1961. = Deutscher Industrie­
und Handelstag, Schriftenreihe, H . 75. S. 111. 
24 Bericht des Ausschusses für Stadtentwicklung und Flächennut­
zung der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. 3. 1971, Drucksa­
che VII/1031. 
25 Ordnungsprinzipien und Funktionen im Wirtschaftsraum 

gemeindungen nach Hamburg als Lösungsmöglichkeit an­
sprechen. Eine derartige Alternative dürfte ihre Berechti­
gung für kleinere Agglomerationen mit relativ geringen 
Expandierungstendenzen haben; sie wird sich auch für grö­
ßere Ballungen wie die Hamburger Region für solche Fälle 
anbieten, in denen - wie im Raume Norderstedt - die Um­
landgemeinden mit der Kernstadt sozio-ökonomisch so eng 
verflochten sind, daß wesentliche Gemeindefunktionen ih­
nen von der Kernstadt abgenommen werden26 • Grundsätz­
lich dürften Eingemeindungen für das Stadt-Umland-Pro­
blem jedoch kein voll befriedigendes Konzept sein, da sie 
die Problemräume voraussichtlich nur um wenige Kilome­
ter weiter nach außen verschieben würden27 • Das hat mit 
Deutlichkeit die Entwicklung im Raum Hamburg seit den 
Eingemeindungen aufgrund des Groß-Hamburg-Gesetzes 
gezeigt. Trotzdem ist zuzugeben, daß die Forderung nach 
Eingemeindungen im Ansatz berechtigt ist, da sie davon 
ausgeht, daß wirtschaftliche und administrative Raum­
grenzen möglichst zur Deckung zu bringen sind, d. h., daß 
ökonomische Räume nicht durch Verwaltungsgrenzen zer­
schnitten werden dürfen. Daß ,es das Ziel milderer Koordi­
nierungsinstrumente - wie sie etwa zur Zeit noch im Ham­
burger Raum angewandt werden - ist, die Spannungen 
aufgrund der Deckungsungleichheit von administrativen 
und Wirtschaftsgrenzen abzubauen, ist schon gesagt wor­
den. Es ist gleichfalls festgestellt worden, daß diese Instru­
mente weg,en der Schwierigkeiten bei der Planimplementie­
rung unvollkommen sind. Will man also Verwaltungs- und 
Wirtschaftsgrenzen zur Übereinstimmung bringen, so er­
fordert dies für die Hamburger Region bei weitem groß­
räumigere Lösungen, als es punktuelle Eingemeindungen 
sind. Geht man davon aus, daß der Wirtschaftsraum Ham­
burg nördlich der Elbe von Städten wie Brunsbüttelkoog, 
Neumünster, Lübeck und Lauenburg markiert wird und 
südlich der Elbe Städte wie Stade, Buxtehude, Buchholz 
und Lüneburg umfaßt, geht man weiter davon aus, daß 
dieser Wirtschaftsraum von dem weiteren bis hin nach Cux­
haven reichenden Wirtschaftsraum Unterelbe überlappt 
wird, so ist es hier undurchführbar, Gemeindegrenzen mit 
ökonomischen Grenzen in Einklang zu bringen; denn erstere 
würden in einer derart weiträumig expandierenden Region 
immer wieder überschritten. Hier könnte nur die Korrek­
tur von Ländergrenzen Abhilfe schaffen28 • 

H amburg. Betrachtung aus Anlaß der 25jährigen Wiederkehr des 
Inkrafttretens des Groß-Hamburg-Gesetzes. In: Raumforschung 
und Raumordnung. 20. Jg. (1962) H. 3. S. 148. 
20 Vgl. \Villing, G.: Verwaltungsprobleme des städtischen Groß­
raumes Kiel. - Kiel 1954. S. 103- 104; Zwischengemeindliche Zu­
sammenarbeit. Gesamtbearbeitung: Erhard Mäding. (Hrsg.:) 
Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung. 
- Köln 1963. S. 40; \Veber, \Verner: Gegenwartsprobleme der in­
terkommunalen Ordnung. S. 7- 30 in: \Veber, \Verner; H. A. Ber­
kenhoff: Die Gemeinden im nachbarschaftlichen und im bundes­
staatlichen Spannungsfeld. - Göttingen 1962. S. 13; Hahn, Jür­
gen: Stadtregion und Region. S. 521-544 in: Kommunalwirt­
schaft. (1963) Nr. 12. S. 524. 
21 Galette, Alfons: Zur Methodik interkommunaler Zusammen­
arbeit. S. 35-61 in: Das Problem Stadt und Umland als gemein­
same kommunale Aufgabe. - Hannover 1959. S. 46. 
28 Hierzu \V agener, Frido: Neubau der Verwaltung. Gliederung 
der öffentlichen Aufgaben und ihrer Träger nach Effektivität 
und Integrationswert. - Berlin 1969; passim. 
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Zusammenfassung in Thesen 

1. Aus der Verflechtung der Kernstadt Hamburg mit ihrem 
Umland sind Probleme, insbesondere auf dem Gebiet des 
Verkehrs, des Städtebaus, der öffentlichen Einrichtungen 
und der Gemeindefinanzen entstanden. 

2. Diese Probleme erfordern eine organisatorische Neuord­
nung des Verflechtungsraumes; hierbei können entweder 
die administrativen Grenzen der Ausdehnung des Um­
landes angepaßt werden, oder es müssen - wie zur Zeit 
im Raume Hamburg - Koordinierungsinstrumente zur 
Milderung der Spannungen zwischen Kernstadt und 
Umland geschaffen werden. 

3. Auf der Grundlage dieser Neuordnung muß für den 
Umlandraum eine Gesamtplanung und für die einzelnen 
Problemgebiete eine Detailplanung unter Berücksichti­
gung der Gesamtkonzeption entwickelt werden. 

4. Für die Lösung der Umlandprobleme ist die Planimple-

mentierung von entscheidender Bedeutung. Dabei muß die 
planerische Konzeption anpassungsfähig sein und neue 
Erkenntnisse und Entwicklungen berücksichtigen. 

5. Der Gemeinsame Landesplanungsrat Hamburg/Schles­
wig-Holstein und andere neugeschaffene Koordinie­
rungsinstrumente haben im wesentlichen nur Möglich­
keiten der mittelbaren Planungsimplementierung. Das 
führt zu der Schwierigkeit, daß planwidrige Entwick­
lungen letztlich nicht auszuschließen sind. 

6. Punktuelle Eingemeindungen sind kein alternatives Kon­
zept zu mittelbaren Koordinierungsinstrumenten. Sie 
können administratJive und ökonomische Grenzen in grö­
ßeren Agglomerationen nicht zur Deckung bringen und 
verschieben nur die Problemräume. 

7. Im Ballungsraum Hamburg dürfte die Zerschneidung 
ökonomischer Räume durch administrative Grenzen nur 
durch die Korrektur von Ländergrenzen vermieden wer­
den können. 

KURZBERICHTE AUS PRAXIS UND FORSCHUNG 

Straßenbautagung 1972 

Vom 11. bis 13. Oktober 1972 veranstaltete die For­
schungsgesellschaft für das Straßenwesen e. V. ihre in 
Zweijahresabständen stattfindende Straßenbautagung in 
der Stuttgarter Liederhalle. Unter den rund 1500 Tagungs­
teilnehmern befanden sich za'hlreiche ausländische Gäste 
aus insgesamt 13 europäischen Staaten. 

Im Mittelpunkt der Vortragsreihe des ersten Tages 
stand, wie bei diesen Tagungen üblich, ein großangelegter 
Vortrag des Bundesministers für Verkehr. Vorher sprach, 
nach einleitenden Begrüßungsworten des Ministers für 
Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr des Landes Baden­
Württemberg Dr. Eberle und des Oberbürgermeisters der 
Stadt Stuttgart Dr. Klett, der Vorsitzende der Forschungs­
gesellschaft für das Straßenwesen Ministerialdirigent Prof. 
Dr. Böhringer über die Weiterentwicklung ihrer Aufgaben. 
Am zweiten Tage fanden zwei nebeneinanderlaufende 
Vortragsveranstaltungen statt, d'ie eine über Fortschritte in 
der Straßenbautechnik, die andere über Fortschritte in der 
Straßenverkehrstechnik. Auf diesen beiden Veranstaltun­
gen kamen insgesamt 26 Referenten mit Kurzberichten 
über neue Forschungsergebnisse zu Worte, auf der zweitge­
nannten u. a. Ministerialrat Carell vom Bundesverkehrs­
ministerium über den Straßenbau im Bundesraumord­
nungsprogramm. 

Die Tagung erhielt ihr besonderes Gepräge durch die 
Vortragsreihe am Nachmittag des ersten Tages. Auf ihr 
sprachen sechs Redner, jeder für sein Land, zum Thema: 
Die Entwicklung des Straßenverkehrs und der Ausbau der 
Straßennetze bis zum Jahre 1985, und zwar für Frankreich 
M. Thiebault, Directeur de l'Ecole Nationale des Ponts et 

Chaussees, Paris, für die Niederlande J. W. Tops, Hoofd­
directeur van de Rijkswaterstaat, Den Haag, für Italien 
Dr. Santucci, Presidente de! Consiglio di Amministrazione 
Autostrade, Rom, für Osterreich Sektionsrat H. Schmelz 
vom Bundesminist•erium für Bauten und Technik, Wien, 
für die Schweiz J. Jacobs, Direktor des Eidgenössischen 
Amtes für Straßen- und Flußbau, Bern, und schließlich für 
die Bundesrepublik Deutschland Ministerialdirektor 
Dr. Heubling, Leiter der Straßenbauabteilung im Bundes­
verkehrsministerium, Bonn. 

Bemerkenswert viel war auf der Tagung von Gesichts­
punkten der Raumordnung und Zielsetzungen der Raum­
ordnungspolitik die Rede. Prof. Dr. Böhringer hob in sei­
nem Vortrage hervor, daß das Aufgabengebiet der For­
schungsgesellschaft für das Straßenwesen mehr und mehr 
auch in die Bereiche von Städtebau, Landesplanung und 
Raumordnung hineinwachse. Die Erarbeitung von Gesamt­
verkehrsplänen, eine volkswirtschaftlich-e Aufgabe mit 
höchstem Stellenwert, zu der die Forschungsgesellschaft 
mit ihrer weit ausgebauten Dokumentation einiges an Un­
terlagen liefern könne, sei ohne Integration in eine Gesamt­
planung kaum praktikabel; siehe auch das bereits erwähnte 
Referat von Ministerialrat Carell. Daß der Zweite Aus­
bauplan 1971-1985 für die deutschen Bundesfernstraßen 
auf raumordnungspolitischen ZielvorsteHungen basiert, und 
daß die dafür zuständigen Ressorts des Bundes und der 
Länder an der Gestaltung des Planes in diesem Sinne mit­
gewirkt haben, wurde von Bundesverkehrsminister 
Dr. Lauritzen und Ministerialdirektor Dr. Heubling in ih­
ren Vorträgen betont. Aber auch die Referenten der ge­
nannten anderen fünf europäischen Länder sprachen über­
einstimmend davon, daß landesplanerische bzw. raumord-




